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MAN KANN die unsägliche Griechenland-Saga ja
auch mal von der anderen Seite betrachten: Zum
Glück gibt es die EU, welche diesen verlotterten
Staat an die Kandare nimmt. Im globalen Wettbe-
werb geht ein Land, das seine Wettbewerbsfähigkeit
durch einen viel zu teuren Staatsapparat, eine
gigantische Verschuldung und jetzt – wo die Welt-
konjunktur eingebrochen ist – auch noch durch ein
horrendes Defizit verloren hat, zugrunde. Kein Kon-
zern investiert in einem Land mit einer Staatsver-
schuldung von 120 Prozent (Ende 2010) des BIP und
einem Staatsdefizit, das im letzten Jahr annähernd
13 Prozent des BIP ausmachte.

AUF SCHWEIZER VERHÄLTNISSE umgemünzt stünde
der Bund mit einem Budgetdefizit von 58 Milliarden
Franken da, und wir schöben einen Schuldenberg
von etwa 540 Milliarden Franken vor uns her. Grie-
chenland hat schlicht nicht mehr die Kraft, sich
allein zu retten. Der EU aber bleibt nichts anderes
übrig, als die Rolle des strengen Vaters zu spielen, der
seinen Sprössling zur Brust nimmt. Von Brüssel
fremdbestimmt, muss Premier Papandreou alle drei
Monate vortraben und Sparerfolge aufzeigen. Welch
eine Demütigung für ein stolzes Land, das sich rüh-
men darf, die Geburtsstätte der Demokratie zu sein.

NUN WÄRE DAS FÜR EUROPA eine unschöne, aber
letztlich kleine Episode, wenn nicht auch noch Ir-
land, Portugal, Spanien und Italien mit den gleichen
Problemen kämpften, nicht zu reden von Lettland,
Ungarn und indirekt auch die Ukraine. Alle sind sie
überschuldet, haben marode Banken und sind kaum
mehr wettbewerbsfähig. Ihre Unternehmen sind
mehrheitlich am Boden, sie verdienen nichts mehr,
den Staaten fehlen Steuereinnahmen, während die
Staatsausgaben wegen der Ankurbelungsprogramme
erst recht explodieren. Nicht zu reden von den Ar-
beitslosenquoten (Spanien fast 20 Prozent).

DAMIT IST DER EURO mittelfristig infrage gestellt. Die-
ser kann zwar Griechenland noch verkraften, aber soll-
te sich eine Kettenreaktion aus Beinahe-Staatsbankrot-
ten ergeben, wäre die EU der Belastung nicht mehr ge-
wachsen, die problematischen Länder müssten aus
der Euro-Zone wegbrechen. Damit zeigt sich das fun-
damentale Dilemma des Euro, auf das schon bei der
Einführung 1999 hingewiesen wurde: Ein EU-Mitglied,
das seine Wettbewerbsfähigkeit verliert, müsste ab-
werten können. Deshalb hat bis dato auch noch keine
Währungsunion ohne politische Union überlebt.

FÜR DIE SCHWEIZ ist die unsichere Zukunft des Euro
eine Gefahr. Je schwächer der Euro, desto mehr wird
der Franken zur Alternativwährung. Mit jeder Hiobs-
botschaft nimmt der Aufwärtsdruck zu. Die Natio-
nalbank hat zwar gesagt, sie werde alles unterneh-
men, um den Franken gegenüber dem Euro stabil zu
halten. Doch die Gefahr besteht, dass der Druck ein-
mal so gross wird, dass die Dämme brechen.
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Griechenland wird zur
Gefahr für die Schweiz

Wenn man nicht wüsste, worum es
geht, könnte man denken, Griechen-
land steht vor einem Krieg: «Ich forde-
re Sie auf, zu kämpfen, wie wir es in
anderen Zeiten für unser Haus und
unsere Familie tun würden», sagte
Ministerpräsident Papandreou in einer
dramatischen, landesweit aus-
gestrahlten Fernsehansprache.

TAKIS  TSAFOS,  ATHEN (DPA)

Es ging um ein neues «Nationales Ziel», wie es
der Regierungschef nannte – um ein seit lan-
gem erwartetes Schock-Sparprogramm –, mit
dem Griechenland vor dem Bankrott gerettet
werden soll. «Nur der mythische Held Herku-
les kann das schaffen», kommentierte ein Ra-
diomoderator Minuten nach der Ankündi-
gung der Massnahmen. Die Schulden sind
immens: Auf mindestens 300 Milliarden Euro
belaufen sich die Verbindlichkeiten.

Wer setzt das Paket in die Tat um?
«Rettungspaket mit schmerzhaften

Massnahmen» lautete der Tenor in der Athe-
ner Zeitung «Ta Nea»: Kürzung der Gehälter
zwischen 4 und 6 Prozent beim Staat; nie-
mand wird in diesem Jahr im öffentlichen
Dienst eingestellt. Alle Ministerien und
staatlichen Unternehmen müssen ihre Bud-
gets um 10 Prozent kürzen. Auf Immobilien
werden neue Steuern erhoben. Treibstoff
soll mit einer neuen Steuer von 7 Cent belas-
tet werden. Zigaretten und Spirituosen sind
schon 20 Prozent teurer geworden. Die Steu-
erbeamten sollen Rechtsanwälte und Ärzte,
aber auch Klempner, Elektriker und Händ-
ler, die keine Rechnungen ausstellen und so-
mit die Mehrwertsteuer nicht zahlen, schär-
fer kontrollieren. Wer Informationen lie-
fert, die zur Erfassung von Steuerhinterzie-
hern führen, soll mit Steuererleichterungen
belohnt werden.

«Die Frage ist jetzt, wer setzt dieses Wun-
derprogramm in die Tat um?», fragt der
Steuerberater Nikos Wroussis. Denn wenige
Stunden nach der Ankündigung gab es
schon die ersten Reaktionen: Die eigentli-
chen Kontrolleure, die Steuerbeamten, sind
wegen der angekündigten Kürzung ihrer
Gehälter für zwei Tage in den Streik getre-
ten. Am 10. Februar wollen alle Staatsbe-
diensteten für 24 Stunden streiken.

Griechenlands Regierungen haben nach
Ansicht von Panagiotis Petrakis, Wirt-
schaftsprofessor an der Universität von

Athen, das Land Schritt für Schritt an den
Abgrund geführt. Noch vor dem Beitritt in
die EU (1981) hätten sich die Regierungen
aus den Rentenkassen Gelder geliehen, oh-
ne sie ordnungsgemäss zurückzuzahlen.
Damit hätten sie die Infrastruktur finan-
ziert. Jetzt sind die Rentenkassen leer und
Athen muss sich Geld leihen, um die Renten
zu zahlen. 178 Millionen Euro waren es im
Januar, um die Renten der grössten staatli-
chen Rentenkasse (IKA) zu bedienen.

Subventionen statt Reformen
Dann kam der EU-Beitritt und der Gold-

segen in Form von EU-Subventionen. Ein
staatlicher Koloss wuchs heran. Fast jeder
vierte Grieche ist heute direkt oder indirekt
vom Staat abhängig. Wer Mitglied einer Par-
tei war, wurde angestellt. Viele sind Ange-
stellte ohne Büro und Wirkungsbereich. «Sie
gehen jeden Monat hin und holen ihr Ge-
halt ab, sonst tun sie nichts», sagt ein Ange-
stellter des staatlichen Fernsehens.

Viele Griechen wollen nicht begreifen,
dass sich etwas ändern muss. Die Landwirte
sperren seit drei Wochen die wichtigsten Stras-
sen und die Grenzübergänge nach Bulgarien.
Sie wollen mehr «Agrarsubventionen hier und
jetzt, sonst gehen wir nicht weg», sagen sie of-
fen jeden Abend im Fernsehen. Seit Jahrzehn-
ten stopft die Regierung den Bauern mit EU-
Subventionen den Mund, statt Reformen in
die Wege zu leiten, die zu anderen und markt-
fähigen Produkten führen würden.

Premier Papandreou will das Land mit Schockprogramm vor dem Bankrott retten

Für die Griechen wird es hart

«SUBVENTIONEN ODER WIR BLEIBEN» Strassenblockade griechischer Bauern. STOYAN NENOV/REUTERS

Mit einer strikten Überwachung der
griechischen Staatsfinanzen will die
EU-Kommission Athen zur Haushaltdis-
ziplin zwingen. Das hoch verschuldete
Euro-Land werde künftig «genau beob-
achtet werden», erklärte Währungs-
kommissar Joaquín Almunia. Athen
soll künftig alle drei Monate über seine
Bemühungen zur Haushaltskonsolidie-
rung Bericht erstatten. Sollte das von
Griechenland vorgelegte Sparpro-
gramm nicht ausreichen, um 2012 den
EU-Stabilitätspakt wieder einzuhalten,
werde Brüssel Athen zusätzliche Spar-
massnahmen verordnen.
Die Kommission empfahl den EU-Fi-
nanzministern, Griechenland tiefgrei-

fende strukturelle Reformen zu verord-
nen. Notwendig seien unter anderem
eine schlankere öffentliche Verwaltung
und eine Reform des Renten- und
Gesundheitssystems. Das griechische
Sparprogramm enthalte zwar entspre-
chende Ankündigungen, diese seien
aber teilweise zu vage, kritisierte die
Kommission.
Mitte März soll Athen einen genauen
Zeitplan für die Schritte vorlegen, die
nötig sind, um die Neuverschuldung in
diesem Jahr auf 8,7 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts (BIP) zu senken. Ab
Mitte Mai soll Griechenland dann vier-
teljährlich einen Rechenschaftsbericht
über seine Fortschritte ablegen. (DDP)

EU setzt Griechenland Frist bis 2012
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